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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
über Ausbildungsförderung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Grundsatz 

Jeder junge Mensch hat das Recht, eine seiner 
erkennbaren Eignung und Neigung entsprechende 
Bildung und Berufsausbildung zu erhalten. Zur Ver- 
wirklichung dieses Anspruchs wird nach Maßgabe 
dieses Gesetzes Ausbildungsförderung gewährt. 

§ 2 

Allgemeine Voraussetzungen 

(1) Ausbildungsförderung wird gewährt, soweit 
den Eltern, dem Ehegatten und dem Auszubildenden 
nicht zugemutet werden kann, die Kosten der Aus- 
bildung aus eigenen Mitteln zu bestreiten. 

(2) Ausbildungsförderung erhält, wer 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes ist und 

2. sich für die erstrebte Ausbildung eignet. 

§ 3 

Förderungsfähige Ausbildungen 

(1) Ausbildungsförderung wird gewährt 

a) für den Besuch aller staatlichen und staat- 
lich anerkannten Ausbildungsstätten; 

b) für die Ausbildung in anerkannten Lehr- 
und Anlernberufen. 


(2) Ausbildungsförderung kann in angemessenem 
Umfang auch für eine vorübergehende Ausbildung 
im Ausland gewährt werden, wenn es für die Aus- 
bildung zweckmäßig erscheint. 

§ 4 

Antragstellung 

Ausbildungsförderung wird auf Antrag gewährt. 
Bei Minderjährigen sind die Eltern zur Stellung des 
Antrags berechtigt. Volljährige stellen den Antrag 
selbst. Den Antrag kann auch stellen, wer ein 
berechtigtes Interesse an der Gewährung der Förde- 
rung hat. 

§ 5 

Dauer der Ausbildungsförderung 

(1) Die Ausbildungsförderung wird vom Ausbil- 
dungsbeginn an gewährt, frühestens jedoch nach 
Beendigung der Volksschulpflicht. Wird der Antrag 
später als drei Monate nach Beginn der Ausbildung 
gestellt, beginnt die Ausbildungsförderung am ersten 
Tage des Antragsmonats. 

(2) Die Ausbildungsförderung endet mit der Er- 
reichung des Ausbildungszieles, das der erkennbaren 
Eignung und Neigung des Auszubildenden entspricht. 

(3) Nach Abschluß der Ausbildung kann in be- 
gründeten Fällen auch eine weitere Ausbildung ge- 
fördert werden. 

(4) Der letzte Ausbildungsabschnitt soll vor Be- 
endigung des 30. Lebensjahres des Auszubildenden 
begonnen haben. Die Altersbegrenzung gilt nicht bei 
Ausbildungsgängen, die dem beruflichen Aufstieg 
begabter Erwerbstätiger (Zweiter Bildungsweg) 
dienen. 
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§ 6 

Umfang der Förderung 

Die Ausbildungsförderung wird in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen Ausbildungskosten 
und zumutbarer Eigenleistung gewährt. 

§ 7 

Ausbildungskosten 

Die Ausbildungskosten umfassen Lebensunterhalt 
und Ausbildungsbedarf. 

§ 8 

Lebensunterhalt 

(1) Für den Lebensunterhalt des Auszubildenden 
werden zugrunde gelegt 

a) bei Verbleib in der Familie ein Betrag in 
Höhe des doppelten des für ihn maßgeb- 
lichen Regelsatzes der Sozialhilfe zuzüg- 
lich eines Taschengeldes; 

b) bei Unterbringung in einem Heim, einer 
Anstalt, einer ähnlichen Einrichtung oder 
in einer Pflegestelle die tatsächlichen Ko- 
sten der Unterbringung und Verpflegung, 
ein angemessener Betrag für zusätzliche 
Bedürfnisse sowie Beträge für weiterlau- 
fende unabweisliche Verpflichtungen; 

c) bei sonstiger Unterbringung außerhalb der 
Familie ein Betrag, der sich zusammensetzt 
aus dem Regelsatz für einen Alleinstehen- 
den und dem Regelsatz für einen gleich- 
altrigen Haushaltsangehörigen zuzüglich 
der angemessenen Mietkosten sowie eines 
Taschengeldes. 

Die ermittelten Beträge erhöhen sich um einen 
etwaigen Sonderbedarf. Befinden sich am Wohnort 
der Familie des Auszubildenden oder an Orten, zu 
denen ein täglicher Pendelverkehr zumutbar ist, ge- 
eignete staatliche Ausbildungseinrichtungen oder 
Lehrstellen, so wird bei auswärtiger Unterbringung 
als Lebensunterhalt der sich nach Satz 1 Buchstabe a 
ergebende Betrag zugrunde gelegt. 

(2) Bei Besuch einer wissenschaftlichen oder an- 
deren Hochschule, einer pädagogischen Ausbildungs- 
stätte, einer Ingenieurschule, einer Fachschule von 
mindestens einjähriger Dauer oder einer Einrichtung 
des Zweiten Bildungsweges, die zur Hochschulreife 
führt, werden die Kosten des Lebensunterhaltes in 
Form von Pauschalbeträgen festgesetzt. 

§ 9 

Ausbildungsbedarf 

(1) Für den Ausbildungsbedarf des Auszubilden- 
den werden zugrunde gelegt 

a) Schulgeld oder Studiengebühren; 

b) sonstige Aufwendungen für die Ausbil- 
dung, insbesondere Lernmittel, Arbeits- 
ausrüstung, Arbeitsmaterial sowie notwen- 
dige Fahrtkosten, Familienheimfahrten 
eingeschlossen. 


Wird eine andere als eine staatliche Schule besucht, 
werden Schulgeld oder Studiengebühren in Höhe der 
Beträge zugrunde gelegt, die an den entsprechenden 
staatlichen Schulen erhoben werden. 

(2) Für jede Ausbildungsart können Pauschal- 
beträge festgesetzt werden. 

§ 10 

Zumutbare Eigenleistung 

(1) Bei der Feststellung der zumutbaren Eigen- 
leistung sind Nettoeinkommen und Vermögen der 
Eltern und des Auszubildenden gemäß den Bestim- 
mungen der §§ 11 bis 15 zu berücksichtigen. Leben 
die Eltern getrennt, sind Nettoeinkommen und Ver- 
mögen desjenigen Elternteils zugrunde zu legen, bei 
dem der Auszubildende lebt; lebt er bei keinem 
Elternteil, ist von Nettoeinkommen und Vermögen 
desjenigen Elternteils auszugehen, der den Unter- 
halt des Auszubildenden überwiegend bestreitet 
oder vor der Antragstellung bestritten hat. 

(2) Ist der Auszubildende verheiratet, werden bei 
der Feststellung der zumutbaren Eigenleistung 
Nettoeinkommen und Vermögen des Ehegatten und 
des Auszubildenden zugrunde gelegt. 

§ 11 

Eigenleistung der Eltern oder des Ehegatten 

(1) Das Nettoeinkommen der Eltern oder des Ehe- 
gatten ist zu berücksichtigen, soweit es die folgen- 
den Freibeträge übersteigt: 

a) einen Grundbetrag in Höhe des zweiein- 
halbfachen maßgeblichen Regelsatzes der 
Sozialhilfe für die Eltern, den Elternteil 
oder den Ehegatten und für sonstige Ange- 
hörige, denen Unterhalt gewährt wird; 

b) die Kosten der Unterkunft; 

✓ 

c) einen Betrag in Höhe eines etwaigen Son- 
derbedarfs oder Mehrbedarfs. 

Bei der Ermittlung der Freibeträge sind etwaige 
Einkünfte der Angehörigen auf die für sie nach 
Satz 1 Buchstaben a und c maßgebenden Freibeträge 
anzurechnen. Sind beide Eltern erwerbstätig, erhöht 
sich der Grundbetrag für den mitarbeitenden Eltern- 
teil um einen Zuschlag in Höhe des einfachen maß- 
geblichen Regelsatzes, höchstens jedoch um das tat- 
sächlich erzielte Nettoeinkommen. 

(2) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates bestim- 
men, daß ein bestimmter Vomhundertsatz des die 
Freibeträge nach Absatz 1 übersteigenden Teiles des 
Nettoeinkommens von der Anrechnung ausgenom- 
men wird. Sie kann auch bestimmen, daß für Kinder 
von alleinstehenden Personen, die zwei oder mehr 
Kinder unterhalten, höhere Freibeträge zugrunde ge- 
legt werden. Entsprechendes gilt für Kinder von 
Eltern, die drei oder mehr Kinder unterhalten. 

(3) Wird Ausbildungsförderung für den Besuch 
einer wissenschaftlichen oder anderen Hochschule, 
einer pädagogischen Ausbildungsstätte, einer Inge- 
nieurschule, einer Fachschule von mindestens ein- 
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jähriger Dauer oder einer Einrichtung des Zweiten 
Bildungsweges, die zur Hochschulreife führt, ge- 
währt, treten an die Stelle der in Absatz 1 genannten 
Freibeträge pauschalierte Jahresfreibeträge. 

(4) Befindet sich ein weiteres Kind in Ausbildung, 
treten an die Stelle des nach Absatz 1 oder 3 ermit- 
telten Freibetrages seine nach den §§ 8 und 9 zu 
ermittelnden Ausbildungskosten, vermindert um die 
anzurechnenden Einkünfte und die ihm gegebenen- 
falls gewährte Ausbildungsförderung; dabei ist für 
die Ausbildungskosten ein Betrag zugrunde zu legen, 
der mindestens dem maßgeblichen Freibetrag ent- 
spricht. 

§ 12 

Eigenleistung des Auszubildenden 

Bei der Feststellung der zumutbaren Eigenleistung 
des Auszubildenden sind dessen Nettoeinkommen 
und Vermögen zugrunde zu legen. Außer Ansatz 
bleiben jedoch geringfügige Schenkungen und ge- 
ringfügige Einkünfte aus gelegentlicher Erwerbs- 
tätigkeit. 

§ 13 

Anrechnungsfreie Einkünfte 

Bei der Feststellung der einzusetzenden Einkünfte 
der Eltern, des Ehegatten und des Auszubildenden 
bleiben anrechnungsfrei 

a) die Grundrenten nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz in der Fassung des Ersten Neuordnungs- 
gesetzes vom 27. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I 

S. 453), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 443), oder 
ein der Grundrente entsprechender Betrag, 
wenn diese gemäß § 65 des Bundesversorgungs- 
gesetzes ganz oder teilweise ruht; 

b) Renten, die den Opfern nationalsozialistischer 
Verfolgung wegen Schäden an Leben, Körper 
oder Gesundheit nach dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz in der Fassung vom 29. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 559) gewährt werden. 

§ 14 

Anzurechnendes Vermögen 

(1) Das Vermögen der Eltern, des Ehegatten und 
des Auszubildenden ist insoweit einzusetzen, als 
dessen Verwertung (Veräußerung, Belastung, Ver- 
brauch) zumutbar ist. 

(2) Das verwertbare Vermögen ist anteilmäßig 
auf die Gesamtheit der Ausbildung anzurechnen. 

§ 15 

Anrechnungsfreies Vermögen 

Als nicht zumutbar gilt die Verwertung 

1. des in § 88 Abs. 2 Nr. 1 bis 6 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes vom 30. Juni 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 813) bezeichneten Vermögens; 


2. von Vermögen, das erworben wurde 

a) als Leistung nach dem Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Dezember 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 907), 

b) als Eingliederungshilfe gemäß §§ 9 a und 
9 b des Häftlingshilfegesetzes in der Fas- 
sung vom 25. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 578), 

c) als Wiedergutmachungsleistung nach dem 
Bundesentschädigungsgesetz vom 29. Juni 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 559), sofern sie 
nicht wegen Schäden in der Ausbildung ge- 
währt wurde; 

3. der zur Aufrechterhaltung eines Gewerbebe- 
triebes erforderlichen Betriebsmittel; 

4. land- und forstwirtschaftlich genutzten Grund- 
besitzes, sofern eine teilweise Verwertung un- 
billig wäre; 

5. von Haus- und Grundbesitz, der vorwiegend 
der Familie als Wohnung dient; 

6. von Vermögenswerten, die erweislich der 
Sicherung des Alters dienen und deren Ver- 
wertung zur Hilfsbedürftigkeit des Eigentümers 
und seiner Angehörigen im Alter führen 
könnte; 

7. sonstiger Vermögenswerte, soweit sie fünfzig 
vom Hundert der bei der Veranlagung zur Ver- 
mögensteuer anzuwendenden Freibeträge nicht 
übersteigen. 

§ 16 

Studiendarlehen 

Bei Ausbildung an einer wissenschaftlichen oder 
anderen Hochschule, einer pädagogischen Ausbil- 
dungsstätte oder einer Ingenieurschule soll sich der 
Auszubildende in den für den Studiengang festge- 
legten letzten zwei Semestern innerhalb angemes- 
sener Grenzen durch Aufnahme von zinslosen Dar- 
lehen an der Deckung der Ausbildungskosten betei- 
ligen. Die Rückzahlungsbedingungen sind so zu ge- 
stalten, daß die spätere Familien- und Existenz- 
gründung nicht beeinträchtigt wird. 

§ 17 

Heimatlose Ausländer und ausländische 
Flüchtlinge 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz erhalten auch 
Personen, die die Rechtsstellung heimatloser Aus- 
länder nach dem Gesetz über die Rechtsstellung 
heimatloser Ausländer im Bundesgebiet vom 25. April 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 296) haben. 

(2) Ausländischen Flüchtlingen im Sinne der Ver- 
ordnung über die Anerkennung und die Verteilung 
von ausländischen Flüchtlingen (Asylverordnung) 
vom 6. Januar 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 3) können 
Leistungen nach diesem Gesetz gewährt werden. 
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§ 18 

Rückforderung überzahlter Leistungen 

Zu Unrecht gewährte Leistungen sind zurückzu- 
erstatten, wenn ihre Gewährung auf vorsätzliches 
oder grobfahrlässiges Verhalten des Begünstigten 
zurückzuführen ist. 

§ 19 

Härteausgleich 

(1) Sofern sich in einzelnen Fällen aus den Vor- 
schriften dieses Gesetzes besondere Härten erge- 
ben, kann Ausbildungsförderung abweichend von 
den obigen Bestimmungen gewährt werden. 

(2) Die Bundesregierung kann allgemeine Härte- 
regelungen, insbesondere für Zuwanderer und für 
Spätaussiedler, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates treffen. 

§ 20 

Anpassung der Ausbildungsförderung 

Die pauschalierten Freibeträge, die bei der Fest- 
stellung der zumutbaren Eigenleistung nach § 11 
zugrunde gelegt sind, werden von der Bundesregie- 
rung unter Berücksichtigung der Entwicklung des 
Volkseinkommens je Erwerbstätigen sowie der 
Lebenshaltungs- und Ausbildungskosten den Ver- 
änderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
angepaßt. 

§ 21 

Beirat für Ausbildungsförderung 

(1) Die Bundesregierung bildet einen Beirat für 
Ausbildungsförderung. Der Beirat besteht aus 

je einem Vertreter des allgemeinbildenden und 
des berufsbildenden Schulwesens sowie des Hoch- 
schulwesens, 

drei Vertretern der Betroffenen, 

zwei Vertretern des Verwaltungsrates der Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung, 

je zwei Vertretern des Gemeinschaftsausschusses 
der deutschen gewerblichen Wirtschaft und der 
Gewerkschaften und 

drei Vertretern der Wirtschafts- und Sozialwissen- 
schaften. 

(2) Die Mitglieder des Beirates werden für die 
Dauer von 4 Jahren von der Bundesregierung be- 
rufen. Es sollen vorgeschlagen werden 

die Vertreter des Schul- und Hochschulwesens von 
der Ständigen Konferenz der Kultusminister, 

je ein Vertreter der Betroffenen vom Deutschen 
Bundesjugendring, dem Deutschen Bundesstuden- 
tenring und der Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Familienorganisationen, 

je ein Versicherten- und Arbeitgebervertreter des 
Verwaltungsrates der Bundesanstalt für Arbeits- 


vermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 

Vorstand dieser Bundesanstalt. 

Die Berufung der drei Vertreter der Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaften erfolgt nach Anhören der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz und des Deut- 
schen Vereins für öffentliche und private Fürsorge. 

(3) Der Beirat erstellt alljährlich ein Gutachten 
zum Stand der Ausbildungsförderung nebst Vor- 
schlägen für die weitere Ausgestaltung. Die Bundes- 
regierung bringt Gutachten und Vorschläge des Bei- 
rates mit einer eigenen Stellungnahme jeweils bis 
zum 1. Juni, erstmalig im Jahre 1965, den gesetz- 
gebenden Körperschaften des Bundes zur Kenntnis. 

§ 22 

Zuständigkeit 

(1) Zuständig für die Durchführung der Ausbil- 
dungsförderung in Lehr- und Anlernberufen ist die 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung. 

(2) Für die übrigen Ausbildungsarten regeln die 
Länder Organisation und Verfahren; sie bestimmen 
die für die Durchführung der Ausbildungsförderung 
und die Feststellung der Eignung zuständigen Stel- 
len. Bei der Förderung der Studenten an wissen- 
schaftlichen Hochschulen soll den besonderen Gege- 
benheiten der Hochschulen Rechnung getragen wer- 
den. 

§ 23 

Ermächtigung 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Richtlinien für die Durchführung der Ausbildungs- 
förderung zu erlassen, insbesondere für die Anwen- 
dung des § 3 Abs. 2 und der §§ 8, 10 bis 15, 17, 19, 
Abs. 2 und des § 20. 

(2) Die Durchführungsbestimmungen über die 
Feststellung der Eignung (§ 2 Abs. 2 Nr. 2), die 
förderungsfähigen Ausbildungen (§ 3 Abs. 1 Buch- 
stabe a), die Abgrenzung der Ausbildungsabschnitte 
(§ 5), die Ermittlung des Ausbildungsbedarfs (§ 9) 
und die Aufnahme von Studiendarlehen (§ 16) erlas- 
sen die Länder. Für Lehr- und Anlernberufe (§ 3 
Abs. 1 Buchstabe b) stellt die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
den Ausbildungsbedarf (§ 9) fest. 

§ 24 

Aufbringung der Mittel 

(1) Die Aufwendungen für die Ausbildungsförde- 
rung nach § 22 Abs. 1 trägt die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung. 

(2) Die Aufwendungen für die Ausbildungsförde- 
rung nach § 22 Abs. 2 tragen die Länder. 

(3) Der Bund erstattet der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung und 
den Ländern vierzig vom Hundert der Aufwendun- 
gen. 
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§ 25 

Änderung und Ergänzung des AVAVG 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung in der Fassung vom 3. April 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 25. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 464), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 47 erhält folgenden Absatz 2: 

„,(2) Die Bundesanstalt gewährt nach Maß- 
gabe des Gesetzes über Ausbildungsförderung 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....) für Lehr- 
linge und Anlernlinge auf Antrag Ausbildungs- 
förderung." 

2. In § 157 werden die Worte „unbeschadet der 
§§ 1, 167 und 168" durch die Worte „unbeschadet 
der §§ 1, 166 a, 167 und 168" ersetzt. 

3. Hinter § 166 wird folgender neuer § 166 a ein- 
gefügt: 

fr § 166 a 

Vierzig vom Hundert der Aufwendungen nach 
§ 47 Abs. 2 werden der Bundesanstalt vom Bund 
erstattet." 

§ 26 

Änderung von Verweisen und Bezeichnungen 

Soweit in anderen Vorschriften auf Bestimmungen 
verwiesen wird oder Bezeichnungen verwendet wer- 
den, die durch dieses Gesetz geändert werden, treten 
an ihre Stelle entsprechende Bestimmungen und Be- 
zeichnungen dieses Gesetzes. 

§ 27 

Aufhebung von Rechtsvorschriften 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
alle entgegenstehenden oder inhaltsgleichen Rechts- 
vorschriften und Regelungen außer Kraft. 

(2) Landesrechtliche oder sonstige Regelungen, 
die Leistungen für Ausbildungsförderung vorsehen, 
die günstiger sind als die Bestimmungen dieses 


§ 28 

Besitzstandswahrung 

Bei der Durchführung dieses Gesetzes ist sicher- 
zustellen, daß Personen, die nach den in § 27 
Abs. 1 genannten Rechtsvorschriften oder sonstigen 
Regelungen Ausbildungsförderung erhalten konnten, 
keine Nachteile erleiden. 

§ 29 

Übergangsregelung 

Bei Inkrafttreten des Gesetzes betragen die in § 11 
Abs. 3 genannten pauschalierten Jahresfreibeträge 

a) für die Eltern der Auszubildenden 6600 DM, 

haben beide Eltern ein Erwerbsein- 
kommen erhöht sich dieser Freibe- 
trag auf 7800 DM; 

b) für Alleinstehende (Elternteile 

oder Ehegatten) 4500 DM; 

c) für jedes weitere Kind 2200 DM. 

Ferner sind fünfzig vom Hundert des die Freibeträge 
nach Satz 1 übersteigenden Teiles des Nettoeinkom- 
mens von der Anrechnung ausgenommen. 

§ 30 

Geltung im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 31 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1964 in Kraft, § 23 


Gesetzes, bleiben unberührt. 


| jedoch bereits am Tage der Verkündung. 


Bonn, den 17. Mai 1962 


Ollenhauer und Fraktion 
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